
Zeitschrift: Die Staatsbürgerin : Zeitschrift für politische Frauenbestrebungen

Herausgeber: Verein Aktiver Staatsbürgerinnen

Band: 9 (1953)

Heft: 6

Artikel: Frauenstimmrechtsbewegung in den Kantonen

Autor: [s.n.]

DOI: https://doi.org/10.5169/seals-845888

Nutzungsbedingungen
Die ETH-Bibliothek ist die Anbieterin der digitalisierten Zeitschriften auf E-Periodica. Sie besitzt keine
Urheberrechte an den Zeitschriften und ist nicht verantwortlich für deren Inhalte. Die Rechte liegen in
der Regel bei den Herausgebern beziehungsweise den externen Rechteinhabern. Das Veröffentlichen
von Bildern in Print- und Online-Publikationen sowie auf Social Media-Kanälen oder Webseiten ist nur
mit vorheriger Genehmigung der Rechteinhaber erlaubt. Mehr erfahren

Conditions d'utilisation
L'ETH Library est le fournisseur des revues numérisées. Elle ne détient aucun droit d'auteur sur les
revues et n'est pas responsable de leur contenu. En règle générale, les droits sont détenus par les
éditeurs ou les détenteurs de droits externes. La reproduction d'images dans des publications
imprimées ou en ligne ainsi que sur des canaux de médias sociaux ou des sites web n'est autorisée
qu'avec l'accord préalable des détenteurs des droits. En savoir plus

Terms of use
The ETH Library is the provider of the digitised journals. It does not own any copyrights to the journals
and is not responsible for their content. The rights usually lie with the publishers or the external rights
holders. Publishing images in print and online publications, as well as on social media channels or
websites, is only permitted with the prior consent of the rights holders. Find out more

Download PDF: 09.01.2026

ETH-Bibliothek Zürich, E-Periodica, https://www.e-periodica.ch

https://doi.org/10.5169/seals-845888
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=de
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=fr
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=en


Frauenstimmrechtsbewegung in den Kantonen
Ablehnung des F rpueiisti 111mrechts im Kanton Genf

Die Stimmberechtigten des Kantons Genf hatten sich am 6./7. Juni
über die Abänderung der Staatsverfassung auszusprechen, die den Frauen
m kantonalen Angelegenheiten das Stimmrecht erteilen wollte. Die Vor-
age ist mit 17 967 Nein gegen 13 419 Ja abgelehnt worden. Die Stimm-
beteihgung betrug 51 Prozent. Gegen das Frauenstimmrecht hatte sich
die Radikale Partei ausgesprochen, während die Sozialdemokraten, die
Partei der Arbeit und die Unabhängig-christlichsozialen dafür eintraten
und die National demokratein Stimmfreigabe beschlossen hatten.
Resultate der Franeust i n imrceli f s -AbsIiinmungen im Kanton Genf *

1^21 14169 Nein gegen 6 634 Ja
1940 17 894 Nein gegen 8 439 Ja
1946 14 076 Nein gegen 10 930 Ja
1953 17 967 Nein gegen 13 419 Ja
1952 Probeabstimmung der Frauen 6346 Nein, 35 133 Ja.

Protestkundgebuns:
CT CT

In Genf sind im Verlaufe einer von der dortigen Vereinigungf ü r das Frauenstimmrecht unter dem Vorsitz ihrer Präsidentin,Irl. Kammacher, veranstalteten ö 11 eut 1 i chen Versammlung,
an der etwa 300 Personen teilnahmen, die Ergebnisse der neulichein
Volksabstimmung in diesem Kanton über die Gewährung der politischen
Rechte an die Frauen kommentiert worden. Unter den verschiedenem
Rednern haben vor allem der liberale Grossrat P. Güinand und der sozial-
demokratische Nationalrat G. Borel die Notwendigkeit unterstrichen,
trotz dem negativem Ausgang der erwähnten Volksbefragung den Kampf
für das Frauenstimmrecht weiterzuführen.

Es wurde schliesslich einstimmig eine Res oluti on angenommen,in welcher die Versammlung ihr festes Vertrauern "in den endlichen Sieg
des Fraucns timmrechtes in Genf und in der Schweiz zum Ausdruck
brachte, der eine u,nerlässliche Bedingung für eine harmonische Entwich-
lung unseres staatsbürgerlichen Lebens idarstelle. Sie protestierten im
übrigen gegen gewisse während der Abstimmungskampagne von gegne-
rischer Seite angewandten Methoden und besonders gegen die Tatsache,
diaiss in einer so hoch entwickelten Demokratie wie der unsrigen 18 000
Männer 36 000 Frauen, die es verlangt hatten, das Stimmrecht verwei-
gern können. Die Versammlung ersucht daher die Genfer Stimmberech-
tigten, in einer nahen Zukunft dem Wunsche der Frauen, ihre volle Ver-
antwortung als Staatsbürgerin zu übernehmen, Rechnung zu tragen.

Im Verlaufe der Versammlung verlas die Vorsitzende u. a. auch
ein Schreiben der Basier Sektion der Vereinigung für Frauen-
Stimmrecht, in dem es u. a. heiest: „Wenn die Propaganda versagt, wenn
* siehe „Staatsbürgerin No. 2, 1951, S. 5 und No. 12, 1952, S. 2.
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der eindeutige Wunsch einer überwältigenden Mehrheit missachtet
werden kann, dann wird es vielleicht Eindruck machen, wenn Frauen
durch die Strassen Gelnfs ziehen und die Rechte verlangen, die ihnein
in der Demokratie zustehen. Es wird den Stimmbürger zum Nachdenken
zwingen, wenn unsere Frauen und Mädchen sich nicht mehr zum FI1D
melden, sich nicht mehr zur Vierfügung stellen, wenn der Staat sie ruft,und die Bezahlung ihrer Steuern verweigern". NZZ. 15.6. 53

Auch der Erauenstimmirlechtsverein Zürich und „Die Staatsbürgerin"
unterstützen den Protest der Genferfrauen und versichern sie der vollen
Solidarität in ihrem weitem Kampf.

Die Frauenstiininrechtsinitiative im Kanton Bern

Die Unterschriftensammlung für die bernische Volksinitiative zurEin 1 ührung des Frauenstimmrechts in den Gemeinden ver-
zeichnet einen vollen Erfolg. Die Zahl der Unterschriften hat bereits
30 000 überschritten, wogegen für das Zustandekommen lediglich 12000
Unterschriften nötig sind. Das Initiativkomitee beabsichtigt, die beglau-
b igten Untcrschrjftenbogcn anfangs Juli dem Regierungsrat zu über-
reichen. 10. VI. 53.

Die bernische Petition vom 16. Mai 1945, wonach die Einwohner-
gemeinden ermächtigt werden sollten zur Einführung des Frauenstimm-
rechts in ihrem Gebiet, hatte 50118 Unterschriften getragen (38 263
Frauen und 11 855 Männer).

Ablehnung des kirchlichen Frauenstimmrechts in Murten

Die reformierten Stimmberechtigten der Kirchgemeinde Mur-
ten, die auch elf Dörfer umfasSt, hatten über die Einführung
des Stimmrechts der Frauen in kirchlichen Angelegenheiten zu befinden,
welche durch eine Eingabe von 180 Flauen verlangt worden war. Von
den 1457 reformierten Stimmbürgern haben 122 mît Ja, 178 mit Nein
gestimmt; zwei Zettel wurden leer eingelegt. Das Begehren wurde somit
verworfen.

Verfassungsänderung in Dänemark
Die neue dänische Verfassung wurde vom dänischen Volk in der

Volksabstimmung gutgeheissen. Auf Grund der neuen Verfassung erhält
die 13jährige To c h t©r des K ö n îgs Prinzessin Margaret, die II ee Ii -
teder Thronfolger iin. Die zweite Parlamentskammer — Landsting

wird abgeschafft. Das Wahlalter der stimmberechtigten Bürger und
Bürgerinnen wird von 25 auf 23 Jahre herabgesetzt.
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